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SOZIALSTAAT 

ODER KLASSENGESELLSCHAFT ? 



Es ist heute eine weitveroreitete Meinung, m 
Westdeutschland und Westr-Berlin sei der soziale 
Rechtsstaat verwirklich t , in dem es keine Unter- 
schiede zwischen den sozialen Schichten mehr 
gebe, in dem Ungerechtigkeiten durch die staat- 
liche Sozialpolitik ausgeglichen werden, so daß 
man nicht mehr von einer Klassengesellschaf t 
sprechen könne«. 

Um zu zeigen, daß diese Meinung ideologisch ist, 
sollen die sie stützenden Argumente zunächst 
thesenartig referiert werden, um sie dann anhand 
fe^n Statistiken mit der Realität konfrontieren 

"u können. 

1 . Bundesrepublik und West-Berlin sind Wohlstands- 
gesellschaf ten, in denen selbst der Arbeiter 
einen hohen Lebensstandard hat. 

2. Die Marxsche Behauptung, die kapitalistische 
Gesellschaft seiin zwei Klassen( Proleta- 
riat und Bourgeoisie ) gespalten, ist widerlegt. 
Nicht nur hat der alte Mittelstand (Klein- 
produzenten, Handwerker, Kauf leute) überlebt , 

es hat sich sogar ein ständig wachsender 
"neuer" Mittelstand gebildet »bestehend aus 
Angestellten und Beamten. 

3 . Die vorangegangene These wird noch radikali- 
siert,wenn behauptet wird:Die BRD ist eine 
"nivellierte Mittelstandsgesellschaf t"d. h. 
der überwiegende Teil der Bevölkerung zählt 
zum Mittelstand, es gibt keine Klassenschran- 
ken mehr, die Gesellschaft ist nicht mehr ge- 
spalten, sondern besteht aus lauter gleichbe- 
rechtigten , mittelständischen Bürgern. Nicht 
nur juristisch, sondern auch sozial und öko- 
nomisch. 

4 . Bcmit verbunden ist die Behauptung, in unserer 
Gesellschaf t . herrsche , mit wenigen Ausnahmen, 
völlige Chancengleichheit und es komme nur 
auf die individuelle Leistung an, um zu Erfolg 
zu gelangen. 



5. Es existiert eine pluralistische Gesellschaft, 
d.h.:auf der Basi3 der von allen sozialen 
Gruppierungen akzeptierten Normen und Prin- 
zipien (freie Marktwirtschaf t , Privateigentum 
an Produktionsmitteln etc.)gibt es eine Viel- 
zahl konkurrierender Gruppen und Verbände, 
die alle versuchen, ihren Anteil am Sozial- 
produkt zu vergrößern, wobei es zu von alle 
bejahten Kompromissen kommt. Voraussetzung 
dieser Theorie ist, daß alle Gruppen prin- 
zipiell gleichgestellt sind und die gleichen 
Ausgangsmöglichkeiten und Startchancen haben. 
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6. Die Marx sehe Behauptung, daß der Privatbesitz 
an Produktionsmitteln die Ursache der Klassen— 
Spaltung sei, ist widerlegt .heute haben viel- 
mehr die Manager, die selost kein Eigentum an 
den Produktionsmitteln haben, die Macht in der 



Wirtschaft und nicht mehr die Eigentümer, 
die bei Aktiengesellscr af ten aus lauter 
kleinen Aktienbesitzern bestehen. 

Betrachten wir zunächst die Verteilung der er- 
werbstätigen Bevölkerung nach ihrer Stellung 

im Beruf: 



Selbständige: 12$ 

Mitnelfende Familienangehörige:.... 10$ 

Beamte: 5,7$ 

Angestellte : 22,1$ 

Arbeiter: 45,6$ 

Lehrlinge: 5 , 4 $ 



(Statistisches Jahrbuch 

1966,S. 1 56 ) 



Diese Verteilung ist keineswegs konstant. Be- 
denkt rpan,daß im Jahre 1950 68,5$ der erwerbs- 
tätigen Bevölkerung abhängig beschäftigt waren, 
1967 aber bereits 80$, hingegen der Selbständi- 
genanteil im gleichen Zeitraum von 15,5$ auf 
11,5$ zurückging, so belegt das die Marxsche 
These, daß die Gesellschaft gespalten wird in 
wenige Selbständige und eine breite Mehrheit 
Abhängiger. 

Das Sinken des Selbs tändigenanteils zeigt, daß 
der alte Mittelstand tatsächlich langsam ver- 
schwindet. Der Re3t,der geblieben ist-und voraus- 
sicht lieh auch bleibe wird— ist .zwar formal un- 
abhängig, ökonomisch Je och vollständig von 
Großkonzernen abhängig. 

Die These vom neuen Mittelstand is t , oberfi sch- 
lich gesehen, richtig: 



Von 1950 bis 1965 stieg der Anteil der Ange- 
stel 3" en an den Erwerbstätigen von 16,1$ auf 
21,1$ , der der Beamten von 4 $ auf 6,9$ . 

Richtig ißt, daß ein Großteil dieser Gruppen 
mittelotändisch denkt. Man distanziert sich von 
den Arbei *em und macht sich Hoffnung auf 
sozialen Auf stieg, obwohl dies meistens eine 
Illusion ist. 

Der Begriff des Angestellten ist mißdeutbar. 

Sr . °pmanager mit einem Jahresgehalt 

von und mehr Mark ebenso wie^Büroan- 

. gestellte mit 800 Mark monatlich. 

Der uroßteil ^ er Angestellten arbeitet unter 
gleichen oder ähnlichen Bedingungen wie die 
Arbeiter, unt er S c he id e t sich aber bewußtseins- 
mäßig von ihnen, wie oben erwähnt. Ob ieKtiv ist 
der zu denjenigen zu zählen, die 

vom verkaut ihrer Arbeitskraft zum Marktpreis 
leben. 

jedoch der alte Mittelstand noch 
ckono isc v° n der Arbeiterschaft abgrenzen 
an Häusern ^rundstücken, Werk- 
stätten e tc% ) trifft dies für die Mehrheit 
des neuen Mittelstandes nicht mehr zu. Was 

° r Arbeiterschaft heute noch unter- 
sche «et, st ihr Dünkel, der sie daran hindert, 
ihr'"* cojeKt lVe £ a g e zu begreifen. 

Ee stimmt zwar, daß der Lebensstandard absolut 
gestiegen .3t und auch der Arbeiter sich heute 
gewisse Lux: u8 M^ Güter kaufen kan n.Der Besitz 
f, besagt J edoch noch nichts über 
Än2fptoi, lche ökonomische Lage der Arbeiter 
^fL.\ lten,80ndern täuscht darüber hinweg, 
daß Znh**rl »ichtigote eher ni :ht besitzen. 

Dle . scheinenden Koneummöglichkeiten 
8 , «BäD.- i lc hkeit eng begrenzt und nur 

!hhünpi^ d - Rdiger ErGatz dafür, daß den Lohn- 
abhangige^ d le wichtigsten Voraussetzungen 

.(oft »rhör^ 2 .’!? ämlich Arbeitsplatz und Wohnung, 
«fr^f n ; Hler wie dort Gind sia auf 
lf. l 'verniete^ h ^ r wla dort droht die Kündigung. 
u«% 0 *^avon , ihre Arbeitskraft gegen Lohn 
Teii ala Miete zu ZBh l™ und einen 
»«Mben Erst . fUr notwend ige Lebensmittel aue- 
JSSJS?;5"t ^° nn k ° mmt der " BeGitz «n Luxus- 
flk.lS die i *•“«“ und schlechten Massenar- 
tikeln,^ in. kurzer ::oit verschlissen sind. 



Noch deutlicl er wird der Klassencharakter 
dieser Gesellschaf t , wenn man die Einkommen 
und VermÖgensverteiiung betrachtet: 



Ne tto-J ahre seinkommen 


1950 


1967 


Arbeitnehmer 


2540 DM 


8580 DM 


Unternehmer/Selbst. 


3030 DM 


16200 DM 



Vermögensanteile ( priva t ) 


1950 


mL 


"" Aroeitnehmer 


40,5 % 


22,9 % 


Unternehmer/Selbst. 


53,5 % 


72,- % 



Aus der Entwicklung und dem Stand der Ein- 
kommens-und Vermögensverteilung geht hervc , 
daß bei Fortbestehen der kapitalistischen 
.Eigentums -und Herrschaftsverhältnisse der 
Klassencharakter der Gesellschaft bestehen 
bleibt und sich sogar noch verschärft durc n 
fortschreitende Einkomme ns -und Vermögensk 
zentration. 

Die Zahlen zeigen deutlich , daß sich die Situ- 
ation des Arbeiters relativ immer nur verschlech- 
tert hat. 

Bedenkt man ferner, daß idiese Werte statistische 
Durchschnittswerte sind (d.h.das Vermögen _ 
Arbeitnehmer sieht viel größer aus als es 
v.ei formal auch Manager zu ihnen gerechne 
werden, deren immenses einkommen die Vermögt^- 
^ r . Arbeitnehmer stark hoch treibt, umge- 
menrt Kleinbauern und Gemüsehändler formal 'zu 
den selbständigen gerechnet werden, wodurch 



Klassen ?° cnelnmal deutlich, daß tatsächlich X 
Um die wCM‘ ?S f rer r, esellschaft v °rhanden sind. 
bnrer%rBh Chnn ?ro P or Dionen noch sicht- 
nannt: :nacher ‘ * selen n °cb einige Zahlen ge- 



N ' A • uer nun, aas sind 1,7 % 

rp ä^r lVatBaushalte > v erfügen über 35 % des 
mittel Dae°h e a S ^ Ube 5 71 * der Hroduktions- 
tratira rii b p d6U h' nicht nur eine Konzen- 
Lie-e herfäh ei f h U S S,S ? ndern auch der Macht, 
vieraal sov?«? n v en Eamlllen hab en zusammen 

ürtSjir ^^sLSr" 08 "” SIU 15 

bif I iQ^ te - a U er . westdeutscben Haushalte konnte 
tV ^f ht el S mal 2000 SM SP a ren. 

AngeCriiin f nen / aEllien ait ca - 9 Millionen 
origen Besitzer, nur ihren Hausrat urri 
haben keinerlei Rücklagen. Srat UKd 

Earacken" lli0ßen leben iß Behelf sheimen und Ä 



aoadl/iicn 



ouziaipomiK 

greift zwar regulierend in diese Verhält- 
tili* ei 'J> wodurch extreme Härtefälle verhin- 
de?Vatrff n,a u d f rt aber P rizi Piell nichts an 
sie de^f t ?r 0pha u en FolGe!1 d9E Systems .weil 
kann! Ursachen weder beseitigen will noch 

rpäo 8 ? rl + ab f r ve rschleiern wirken, indem sie die 
dt tl ? n dUrch Stellenweise Korrekturen 
WifB tera ? helnen läßt 1111(1 von daher Ideo- 
JeSell Jhf4« e der " ni yellierten Mittelstands- 
gesellschaf t” , m der alle angeblich die - 
gleichen Probleme haben, ermöglicht . 

Durch die obengenannten Zahlen dürfte diese 
behauptete Nivellierung widerlegt sein. ' 

Wie es mit der Chancengleichheit in der Lei- 

reS e f S f 11S f haft bestellt ist, dürfte weit- 
gehend bekannt sein. Hier nur ein kurzes Bei- , 
spiel aus uem Bildungssektor: 
w d ~ r Arbeiter ( in Industrie und Hand- 
s f h rkla ä, der Gesellschaft, soziologisch "Unter- 
sCicht genannt, betragt etwa 50 ^.von den 
Kindern dieser 50 $ besuchen heute etwa 7 $ 
die Oberschulen, die restlichen 93% gehen arbeite! 

Die Konzeption der pluralistischen Gesellschaft 
sei hier nur an einem Beispiel widerlegt. : 

In der Rezession 1966/67 kam es zur sogenannten 
knfh Z ? rt ^ ert f n Aktion", um die Wirtschaft anzu- 
lcurbeln.Der Sozialdemokratische Wirtschafts- 
minister verkündete zwar die soziale Symmetrie, 



fe 
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d.h.die gleiche .Berücksichtigung beider Seiten 
(Arbeit und Kapital) , tatsächlich jedoch stiegen 
die Profite der Unternehmer zehnmal so hoch 
wie die Löhne der Arbeiter! 

Was bedeutet aasV Nicht i.- anderes, als daß eine 
gleiche Chance aller Gruppen im "Wettbewerb 
um Anteile am Sozialprodukt" nicht besteht. 

Die Unternehmer haben dank ihres Besitzes an 
Produktionsmitteln eine ungleich viel stär- 
kere Position, da sie durch ihre Invest itions- 
bereitschaft oder Investiticnsverweigerung 
alle anderen Gruppen unter Druck setzen können. 

Was folgt aus all dem für die Sozialarceit? 

Der offizielle Sozialbericht der Bundesre- 
gierung von 1970 stellt fest, daß mit dem 
staigenden Leistungsdruck in der "Industrie- 



gesel] chaft" ( sprich ‘.kapitalistischen Gesell- 
schaft) der Kreis derer wachse, die mit ihren 
beruflichen , sozialen und sonstigen persönlicher^ ! ) 
Problemen nicht mehr allein fertig würden (S.33). 
Einkommensbelastungen durch Kranknei t , Arbeits- 
losigkeit , Invalidität »Alter , Tod des Ernährers, 
sowie durch Kinder konnten von ; m Einzelnen 
oder der Familie nicht mehr getragen werden. (S. 24) 

Hier nun muß die Sozialarbeit eins pringen. Die 
oben zitierten Sätze umreißen ihre Aufgaben 
recht deutlich. Sozialarbeit im Kapitalismus ist 
Erfüllungsgehilfe der Sozialpolitik. Das ist 
ihre Funktion. Die hof fnungslose Auf gäbe, die 
ihr zugeschoben wird, ist es, die "menschliche 
Bruchquote" zu betreuen, die das System in 
steigendem Maße (siehe oben) nroduziert. 



SOZIALE RECHENKÜNSTE 



Frau Müller ist seit Juni 1970 geschieden, sei t 
Marz 1970 lebt sie alleine mit ihrem 2- jährigen 
spastisch gelähmten Sohn. 

^jLeitdem beginnt für sie nicht nur der soziale 
^P^stieg als Einkommensminderurg . sondern ihre 
Lecenserv mcun CJ en und die ihres Sohnes sinken 
sichtbar und vermutlich permanent nach unten. 

Es wird nicht mehr gefragt, was vorher war, 
wie Frau M. vorher gelebt hat; die Akte beginnt 
da, wo Frau M. alleinstehend ist, mit pflegebe- 
dürftigem Kind (gerade aus dem Heim entlassen, 
Uiagjiose : Tetraspastik, statischer Entwicklungs- 
rückstand und reduzierter Ernährungszustand ) , 
keinen Beruf hat (vielleicht hat sie einen, aber 
das ist in der Akte unwichtig und selten ver- 
merkt, da sie ja nicht arbeitet )und kein Geld 
hat. Das einzige,was sie hat, ist eine 2 -Zimmer- 
//onnung mit Warmwasser (was beim Sozialamt als 
Luxusartikel gilt, daher nicht übernommen wird), 
die 199,18 Kl kostet. 

Und seitdem ist Frau M.mit 74- wohlsortierten 
Akten beim Sozialamt aktenkundig. 

Die Miete Für März und April wurde verhältnis- 
mäßig schnell ,am 28.9-., an die Wohnung s ge Seil- 
schaft überwiesen , das ist ein "fragloserer” 
Vorgang.Die übrigen Anträge, die Frau M. stellen 
Mußte, waren schon mit mehr Fragen verbunden: 

Als Sozialhilfe wurde innerhalb eines Monats 
jrnch den Überlebensnormen des bundesdeutschen 
ÄP&ialataat« folgendes errechnet: 

Bedarf : Haushaltsvorstand: 14-3.- 

Kind unter 6 Jahren :TM 70.- 
Mie t e ( 1 99 , 1 87 M ) Übe rw . 

davon abgezogen f. Warmwasser : -IM 1,50 



Also bekam Frau M. nach einem Monat und 6 
.Tagen 201,50 2 M ausgezahlt. 

Daß man auch Überbrückungsgeldbeantragen 
kann, wußte Frau M. damals noch nicht, da sie 
die Praktiken der Sozialbürokratie (nichts 
geht automatisch, man muß sich für alles bes- 
ser mehr- als einmal .anstellen und drängen, 
sonst kann es nicht dringend sein! )noch nicht 
beherrsch te . Nichtsdestotrotz merkte Frau M. , 
daß die 201,50 DM nicht reichten, una machte 
sich auf den Weg zu den Institutionen. Sie 
stellte ihren Sohn dem Arzt der Abteilung Ge- 
sunghei tswesen vor , beantragte daraufhin Hilf- 
losenpf legegeld ; hatta Glück, daß ihr einmal 
jemand sagte, daß sie für das Kind außerdem 
nach § 37 B3HG,Abs. II Ernährungszulage, bean- 
tragen könne . Außerdem stellte sie Anträge 
auf Verschickung, Wohngeldbeihilfe , Kleiderbei- 
hilf p für sich und ihren Sohn, und beantragte 
Geld für ein von ihr selbstständig gekauftes 
Laufgerät (DM 28,50) und einen Kinderwagen 
für gelähmte Kinder. 

Die Flut von Aktenblättern und -Zeichen, von 
Bewill igungs- und Ablehnungsschreiben, die da- 
rauf innerhalb der nächsten Monate folgten, 
wurden für Frau M. sehr bald unüberschaubar 
una natürlich völlig unkontrollierbar, denn um 
sie zu verstehen, müßte sie ja die Paragraphen 
die dort ständig zitiert werden, kennen. 



Im Juni waren einige Vorgänge abgeschlossen. 
Da.; Sozialamt hatte nach Rückfrage und Be- 
stätigung beim zuständigen Arzt festgelegt, 
daß das Laufgerät ausnahmsweise nachträglich 
als orthopädisches Hilfsmittel anerkannt und 
erstattet werden könne ; hatta sich 4- Prospekte, 
über Snezialkincterwagen bringen lassen, in > 
denen es nur Kinderwagen über 200. -DM gab 
und endlich ein Modell für 97 I -DM gefunden; 
hatte entschieden, daß aus der Kleiderliste 
die Strickjacke gestrichen wird, da ein Pull- 
over genehmigt wird und hatte schließlich 

die anaren Einträge mit einigen Vermerken und 
Zeichen versehen an die zuständigen Stellen 
we ite^ge leitet. 

am 1 - 2 . 6 . bekam Frau M.cü.-DM für Bekleidung, 
für 2 Monate jo 20. -DM Ernährungszulage für 
das Kind und das Geld für Lauf gerät und Kin- 
derwagen überwiesen. Die 150. -DM Kilflosen- 
oflegegeld für das Kind, die von einer anderen 
Stelle kamen, wurden im Juli bewilligt. 

Doch da hatten sich die Umstände leider schon 
v/ie cor geändert : Frau M. war inzwischen im 
Krankenhaus gewesen, danach mit dem Taxi nach 
Hause ge fahren (Rückers tattung von 8,70 DM 4- 
Aktenblätter , darunter eine ärztliche Beschein 
nigung auf einem Vordruck zur Transpor tkosten- 
berochnung ) , außerdem wurde Frau M. am 26.6. 
geschieden und ihr Mann erklärte sich frei- 
willig berei t , 1 5C. -DM Unterhalt für sie und 
150. -DM für ihren Sohn zu bezahlen, und die 
Hegelsätze der Sozialhilfe wurden am 1.6. 
für Haushalsvorstände von 14-3.- auf 157. -DM 
an ; für Kind bis zu 6 Jahren von 70.- auf 
73. -DM erhöht. 
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In d**r Ak tr* folgen •• Blatter, die beinhalten, 
daß Frau Ivl. für cf Monat-" Mal bis Juli noch 
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je 4,1 l Mietnachzahlung zu leisten hat, das 
ergibt dort 13,10 DM, übrig bleiben 17, 3^ DM, 
idieser Betrag wird, mit halbseitigem Vermerk( 
("Die 4,10 Dm hätte das Sozialamt bezahlen 
jmüssen , Frau M. betreut behindertes Kind"usw, 
usw)wegen Geringfügigkeit in der Ausgabe be- 
lassen. 

Frau M. bekommt 'nur noch einen Bescheid, daß die 
Miete in Höhe von 159,78 DM von nun an direkt 
an die Wohnungsgesellschaf t überwiesen wird, 
der Rest muß selbst aufgebracht werden. Sie 
erhält weiter die ISO. -DM Pflegegeld. 

Der Akte ist an dieser Stelle ein Schreiuen 
an das Wohngeldamt beigefügt , das mitteilt, 
daß der oben bezeichne ce Sozialhilfeempfänger 
Antrag auf Wohngeld gestellt hat . Weiter : "Er 
erhält von uns laufende Hilfe 2 um Lebens- 
unterhalt . Nach & 90 BSHG leiten wir den An- 
spruch des Hilfeempfängers auf Wohngeld 
bis zur Höhe unserer Aufwendungen auf uns ab.." 
Ob und wann Frau M. eine Antwort auf ihren 



Antrag vom Wohngeldamt bekommt , ist zwe if ei- 
nalt , nachdem die Ämter das unter ach ausge- 
handelt haben. 



r i ci u M 



u -iso nun iu9,c2 DM für sich und 
mren Sohn zum Leben, wenn die Miete bezahlt 
•„ " enr - sie die Möglichkeit hätte , zwischen- 

; .geben und 

uncenweise zu arbeiten, würde ihr dieser 
^cc.n von der Sozialhilfe abgezogen. 

Frau m 2 Jahren 1.000 M Miet- 
schulden hat, wenn ihr Mann die alten Heim- 
« «r das Kind nicht bezahlt, wenn sie 
t 1 '! Schulden , d ie sie in ten gemacht 

: Sozialamt te, nicht zurück- 

' Gerichtsvollzieher von ihrem 
nf« 6 . • i ßen Sin kcnme>-. Daten aüzieht, 

Wlr Sozialamt ihr nicht mehr Unter- 

^ , z ung geben können, denn es "kann ja schliß' 
nehmen " Cht ihrft Persönlicher. Schulden 'über- 




HÄFTLINGE UND SOZIAL ARBEITER - U VB*> 



Unter up-to-daten Sozialarbeitern nat es sich 
herumgesprochen. Häftlinge sind trotz weitver- 
breiteter Meinung in der Gesellschaft nicht 
unverbesserlich. Sie können und müssenT ieute 
mit pädagogischen und therapeutischen Hilfen 
zu anderen Verhaltensweisen verändert werden. 
Die Notwendigkeit der Veränderung und das an- 
gepeilte Ziel dabei soll 01 hier nicht beleuch- 
tet werden. Vielmehr geht es darum: Würde man 
die Häftlinge einmal fragen, was sie von den 
Sozialarbeitern halten, würde ihrerseits si- 
cher ebenfalls die Frage auftauchen, sind ^ 
Sozialarbeiter unverbesserlich? Die Frage und 
ihre Beantwortung bereitet Kummer und stimmt 
bedenklich. 



Die einen 

(als Lebensau ne ^en ihre Aufi 
ihres starken f Ver«L ernst ’ sie tun genläß 
ta 2 gewi ssenh J.® r fntwoj:tunpsgefühls ta£ : 
er legte Schuldi Pflicht und selbs 
arbeite, was nacb der Devise bet 
bete- Q v*iL!: 3 be *anntlinh in Q ^ 0+0 _ 0 rhfit 



«siegte Schul h 1 -i Pflicht und selDS' 
ar Leite, was nach der Devise bet« 
bete-arbete und f n ? ich in arbete-arbet« 

lst unermüdlich r fort endet - Ihr Ein9a ^ 

l3t gerade in di ö re ^ en 3 °l c Le "Arbeitswu 
Ve Pantwortlichpr -® eri) fszweig vom soz 
ein in, j 1 u otandnmoir+ ^ 



Ve Pantwortlichpn e ^ m 5eri) fszweig vom soj 

einzuwenden M a *, v iandpunkt aus sicher r 
nur - was kommt do^ ei - 3t sich an dem Eins* 
reicht? dab ei raus, was wird er- 



Der Beruf eines Sozialarbeiters ist gekenn- 
zeichnet durch die Aufgabe, gesetzlich fixiert 
anderen Menschen in welcher Not auch immer zu 
helfen. Wie diese Aufgabe gelöst werden soll 
ist nirgendwo genau beschrieben. Das mag der* 
Grund sein, weshalb die Aufgaben unterschied- 
lich angegangen und bearbeitet werden. 



Andere Sozi u 

di ® sozialen Not!l ter haben ihren Kampf 
gehenden von dsl^ de ’ die ad ® den 
U .^ung gestelitPn^T«^? Ziabb ü rokra ^ ie zuT 
itteln und mangels 

* ’ _ 



j?i e Broschürp »ut 
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eiferen Engagements nicht beheben konnten, 
langsam aber dafür um so sicherer aufpepeben , 
sie haben resigniert. dienen ihre Pflicht- 

stunden ab, ihr Beruf ist ihre Finanzauel le , 
ein notwendiges Übel. 



Andere wiederum haben sich weder zu einem vol- 
len Einsatz der ganzen Person durchringen kön- 
nen, noch durften sie sich vor sich selbst den 
Stillstand der Resignation leisten. Sie schei- 
nen die Nöte zu sehen, die unzurei jhenden üb- 
lichen Hilfsmöglichkeiten der Bürokratie , so- 
gar die Unmenschlichkeit zu der sie beitragen, 
aber bis zur umwerfenden Tat hat es auch bei 
ihnen noch nicht gereicht. 

In keinem anderen Berufszweig werden persön- 
liche und materielle Nöte von Menschen, der 
Notstand innerhalb einer sich als "Sozial- 
staat" deklarierenden Gesellschaft so deut- 
lich, treten sie so klar hervor. Angesichts 
'dieser Tatsache muß man sich fragen, was 
sind das eigentlich für Benschen , die sich 
täglich mit den Borgen anderer I enschen be- 
schäftigen . 

Macht ipan sich klar, daß Sozialarbeit seit . 

.^Jahrzehnten betrieben wird, ohne daß sich die 

^fncte irgendwie verringert haben, im /egen- 
teil die Nöte sich vergrößern, zur finanziel- 
len noch die psychische Not hinzukommt und 
die moderne methodische Sozialarbeit immer 
stärker dahin tendiert, sich die Probleme 
anderer Benschen einzuverleiben, ohne daß 
am Horizont irgendwo ein Hoffnungsschimmer 
auf eine menschlichere Gesellschaft zu sehen 
ist - muß man dä nicht den Verdacht hegen, 
daß Sozialarbeiter entweder sadistisch oder 
masochistisch angehaucht sind?? 

Man denke an die Wohnungsmisere , an die rück- 
sichtslosen den Menschen nicht achtenden Ar- 
beitsbedingungen in den Betrieben, (nicht um- 
sonst heißt es wohl "Arbeitswelt V anstatt 
Mens chenwe 1 t ! ) an die zwanghaften Normen in 
der schule, nebst dem drei-3 chichten-Sys tem , 
an die den T*enschen in seiner Entfaltung ein- 
engenden Sitten und Gebräuche, wie Institu- 
tion Ehe, das eingefahrende manipuliert häus- 
liche Familienleben, der vorgesohriebene Um- 
gang der Menschen miteinander, infolgedessen 
Menschen mit der Bozialbürokratie in Berüh- 
rung kommen müssen. 

^BjDie Hilfsmöglichkeiten, die der "Sozialstaat” 
"‘zur Verfügung * stellt und die Sozialarbeiter 
weitervermittelt, sind direkte persönliche 
individuelle Hilfe, indirekte Fürsprache, ma- 
terielle Hilfe ira nahmen des Existenzminimuns , 
überfüllte Kitas oder anstatt Kitas Heimplätze 
falls überhaupt vorhanden. Im Heim angelangt 
werden aufgrund einer "psitiveren Entwicklunms- 
möglichkeit " ein Wechsel vom Säuglings- ins 
Kinderheim, ins heilpädagogische Kinderheim, 
in die Pf legefamilie , wegen Mißerfolg zurück 
ins Kinderheim, versuch im Wohnheim, (. ehrli- 
cher FE-Reiin,) schließlich die Jugendstrafan- 
stalt angeboten. Nicht immer ist das Angebot 
so breit, zum Glück. Aber die Praxis beweist, 
daß mit Menschen nicht selten so. verfahren 
wird. 



Alles etwas überzogen? Sicher, aber mit 
dieser Bemerkung sind weder die Extremfälle 
noch die in der Praxis wirklich geringen Mit- 
iel und auch die aller Pädagogik widerspre- 
chende Hilfe nicht aus der Welt geschafft, 
man muß sich fragen, wie verarbeiten Sozial- 
arbeiter das gehäufte, ständig erneut auftre- 
tende Leid anderer Menschen ( Menschen ! ) ? "Zo- 
ber nehmen die einen die Fähigkeit, den vie- 
len Noten derart lässig pegenüherzustehen 
oder die anderen die Kraft, wie ein Sisyphus 
täglich "freudig" und energiegeladen den Not- 



standsberg von neuem Hinauf zukrabbeln oder 
die anderen das Recht, immer noch unschlii 
sig herumzustehen? 

vürde man verschiedenen Berufszweigen zur Aö- 
wechslunm mal einen Ausgleichssport anbieten, 
und sie auffordern, einen Schulterstand zu 
üben, würden Sozialarbeiter - an Frustratio- 
nen gewöhnt - lerneifrig oder zumindest ohne 
zu murren und ohne zu protestieren beginnen 
zu üben, während die anderen Berufstätigen 
sich längst abgewandt hätten, empört ob die- 
ser Zumutung. (Bekanntlich braucht man zwei- 
sis drei Jahre körperliches Training, um 
einen Schulterstand einiiben Zu können. 

Unterliegen Sozialarbeiter stärker als andere 
Berufszweige den Verdrängungsmechanismen , ist 
das die hilflose Antwort ihrer Psyche auf die 
ständige Xonf rontation mit dem Leid anderer 
enschen, stumpfen sie ab, werden sie unemp- 
findlich oder wie schaffen sie es sonst, sich 
mit einer derart unmenschlichen Sozialarbei- 
terpraxis zu identifizieren und daneben als 
: ensch auch noch zu existieren? 

Im nächsten Jahr wird die Arbeitszeit erneut 
verkürzt. Im Sozialarbeiterberuf ist bisher 
kein Arbei tsvorgang rationalisiert, der die 
Verkürzung rechtf crtigen würde. Der Personal- 
schlüssel wird auch nicht erhöht. Das bedeu- 
tet, den Nöten der Hilfesuchenden wird vom 
"Sozialstaat" erneut weniger Arbeitskraft 
gegenübergestellt . Wenn die anonyme Gesell- 
schaft diesen Notstand von Menschen wie du 
und ich nicht sehen will, wann steht der So- 
zialarbeiter endlich auf und vertritt laut- 
stark die Interessen dieser ihm überantworte- 
ten Menschen? 

Die Situation ist ernst. 

Vielleicht sollten Sich Sozialarbeiter einmal 
partnerschaftlich mit "ihren" Klienten an ei- 
nen Tisch setzeh, um die berufliche und per- 
sönliche Misere zu begreifen und zu verändern. 
Sonst wird man mit Recht eines Tages von So- 
zialarbeitern behaupten müssen, sie sind 
unverbesserlich ! 



Nicht umsonst 

wird der Anbruch .jeden neuen Tages 
eingeleitet durch das Krähen des Hahns 
anzeigend seit alters . . 

einen Verrat (Brecht) 



Anzeige^ 

Eltern- Kindergruppe im Märkischen Viertel 
sucht Kindergärtnerin mit repressionsarmer 
Erziehungsmethode für Ganztagsarbeit. 

Haus und Grundstück stehen zur Verfügung. 

Vergütung nach BAT 6. Tel. 41 61 346 ' 

Anzeige : 

frankfurter Kinderladen (8-9 Kinder von 2 1/2 
bis 4 Jahren) sücht~lezugsperson. Elternarbeit , 
theore t . Arbei t , länge re Perspektive »Wohnungshilf e . 
Interessenten schreiben an 

Kinderladen "Fritz +Co", 6Frankfurt 1 Ulmenstr. 26 
oder rufen (o6ll) 59 17 76 an, 

Anzeige : 

Für die Arbeit mit Arbeiter jugendlichen(eh«a . Ju- 
gendbande) Psychologe oder Sozialarbeiter gesucht. 
Bezahlung nach BAT. 

Auskünfte unter 89 91 18 ( 826 91 18) 
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SOZIALARBEIT UND INSTITUTION 



Die ^ örniiienf ürsorge Kreuzberg führte in der 
Zeit Zwischen dem 24.10. und 27.10.70 eine Ar- 
beitstagung in Bispingen, Lüneburger Heide, 
durch. Dort wurde über praktikable Modelle im 
Bereich der Fafü diskutiert. 

In unserer nächsten Ausgaoe werden wir über die 
Inhalte und den Verlauf der Arbeitstagung ein- 
gehend berichten. 

Wir veröffentlichen nachstehend ein Referat von 
Herrn bürgen Friedrich, wissenschaf tlicner 
Assistent an der FU Berlin, das er auf der Ta- 
gung in Bisningen hielt. 



Di® Heutige Verwaltung ist von der strikten 
Uber- u, Unterordnung ihrer Angestellten und 
Beamten geprägt. Ein bis in die Einzelheiten 
ausgearbeitetes Sanktionsschema, von der Be- 
förderung bis zum Disziplinarverfahren, bietet 
die Gewähr dafür, daß die geforderten Rollen- 
erwartu ngen auch erfüllt werden. Deren wesent- 
licher fterr besteht darin, daß jeder Positions- 
inhaber die Anweisungen der nächsthöheren 
Posi t ionsinhaber akzeptiert und es versteht, 
diese Anweisungen möglichst problemlos an sei- 
nen direkten Untergebenen v, eiterzuleiten . 

Dieses Pyramidensvstem erzeugt ein relativ 
stabiles Gleichgewicht zwischen Befehlsempfang 
und Befehlsweitergabe. er neuralgische Punkt 
dieses Systems ist die i^asis; ihre Mitglieder 
empfangen zwar befehle, können diese jedoch 
nicht nach unten weiterleiten, da sie das letzte 
Glied aießer Kette sind. 

Hier bedarf es der Fixierung auf "Ersat zunter- 
gebene' 1 in Form von die Verwaltung aufsuchendew 
öiirgembzw . Klienten. Dadurch bietet sich die 
Möglichkeit, den Mangel an Befehlsgewalt in 
den untersten Positionen zu kompensieren. 

Dadurch gerät der Bürger in die paradoxe Si- 
tuation, der Verwaltung, die eigentlich für 
ihn geschaffen wurde, als Befehlsempfänger ge- 
genüber zu stehen. 

In der untersten Schicht der Pyramide werden 
die Anweisungen ausgefuhrt und die Ausführungen 
in Form von Berichten an die höhere Instanz zu- 
rückgemeldet. Diese sehr rigide Interaktionsbe- 
z iehung fuhrt ZU einer sich immer mehr ausbrei- 
tenden Verselbständigung der bürokratischen 
Funktionen. L.h. Arbeitsformen sind im Laufe 
der Zeit immer mehr Selbstzweck geworden. Der 
Grund dafür ist folgender: Die Erfüllung der for- 
malen Kriterien des Verwaltungshandelns ist für 
die jeweils höhere Instanz leienter überprüfbar 
als die inhaltliche Arbeit und wird deshalb als 
Bewertungs- bzw. Beurteilungsmaßstab vorgezogen. 
Die jeweils niedrigeren Instanzen entsprechen 
dieser Ro. lenerwartung und richten ihr Augen- 
merk auf die Erfüllung der formalen Anforderun- 
gen . 

Die vorgetragene Kritik gilt sicher für die 
meisten Sereiche der öffentlichen Verwaltung, 
aber kaum irgendwo sind ihre Auswirkungen so 
weitreichend wie im Sozialwesen. 

Der direkte Umgang mit den von der ^esell- 
bcnaiL üusgestoßenen erfordert eine flexible 
Institution, die ihre Mitglieder in die Lage 
versetzt t optimale sozialpädagogische Lösungen 
zu erarbeiten 



Nachdem, was i^n bisher vorgetragen habe, 
steiiv sien uie Frage; wie aient demgegenüber 
eine demokratisch strukturierte Institution 

au3 ? M 



Laa Prinzip von über- und Unterordnung ist 
ersetzt durch ein Prinzip der Kooperation* 
Die Beschlüsse eines Gremiums sind für den 



Bereich, für den das Gremium eingerichtet 
wurde, verbindlich. Mehrere Bereiche betr^i- 
fende ■‘■ragen werden von zentralen Gremien 
verbindlich entschieden. Dadurch ist gewähr- 
leistet, daß die Verwaltung gegenüber ihren 
Bürgern in einheitlicher Weise verfährt. Der 
Rahmen des Verwaltungsnandein3 ist durch die 
geltenden Gesetze abgesteckt. Die Verwaltung 
hat aber die Aufgabe, die Parlamente auf : n- 
haltlicne und formale Mängel, die sie aufgrund 
ihrer größeren Bügernähe erkannt hat, aufmerk- 
sam zu machen und auf Änderungen zu dringen. 
Mitglieder einer demokratischen Verwaltung 
können nient länger unpolitische Wesen sein, 
die nur nach vorgebenen Regeln funktionieren, 
die heute vielleicht ein Konzentrationslager 
und morgen einen Kindergarten verwalten. 



Demokratisierung der Verwaltung hat nicht M, ir 
die Aufgabe, daß alle Mitglieder gleichex maßen 
an der Entscheidung beteiligt sind, sondern 
die demokratischen hechte des Bürgers (etwa 
auf Ghaneengleichneit ) durchsusetzen . 

Daraus ergibt sich, daß gerade im Bereich .der 
Sozialarbeit eine demokratische Institution^ 
unbedingt erioraerncü ist. 

Nach diesen mehr allgemeinen Erörterungen zum 
Verhältnis von Sozialarbeit und Institution 
möchte ich jetzt auf spezielle Fragen einge;.en, 
die mit der Einrichtung eines Modells demokra- 
tischer Verwaltung Zusammenhängen. 



• D ie kleinste und zugleich wlc,htM,g,sJ;.e — Q.rganisa- 
I t orisen e Einheit T er^Sozialarh e-lf — so , ~l . l - t . fi — ln~ 

X | Zukunft die ~£rumie 3 ein,.. Sie setzt sich aus 

'etwa sieben Sozialarbeitern zusammen. Alle Mit- 
glieder sind gleichberechtigt an den Entschei- 
dungen beteiligt. Aus der Mitte der Gruppe 
wird ein Gruppenleiter gewählt (für ein oder 
zwei Jahre) der die U rup v 'e nach außen vertritt. 
Der Gruppenleiter geniest keinerlei Vorrecnte, 
insbesondere nicht, was seine Vergütung oder 
seinen Status im öffentlichen Dienst angeht. 

Er wird zusammen mit anderen gewählten Grunpen- 

ivii t gliedern in die Amtskonferenz delegiert, wo 
.tragen von weitergehendem Interesse diskutiere 
und entschieden werden. Die Fälle einer Gruppe 
werden zu einem G ru ppenbezirk zusammengeschlos- 
sen. Jeder Sozialarbeiter bearbeitet unter Be- 
rücksichtigung der unterschiedlichen Schwierig- 
keit, Intensität, Dauer der einzelnen Fälig^i- 
nen bestimmten Teil des Bezirks. 



Darüberhinaus wird von jedem Sozialarbeiter ver- 
langt, daß er die (noch zu schaffenden) Fort- 

Bildungsmöglichkeiten wahrnimmt und sich in ein 
bestimmtes Spezialgebiet einarbeitet. Im Laufe 
der Zeit ergäbe sich dann die Möglichkeit, Son- 
derfälle an den dafür qualifizierten Kollegen 
abzugeben, so daß dann jeder Sozialarbeiter ei- 
nen bestimmten Anteil allgemeiner und einen An- 
teil Sonderfälle zu bearbeiten hätte. 

Die Kontrolle der Arbeitsleistung des einzel- 
nen Sozialarbeiters obliegt nicht mehr einem 
Vorgesetzten , sondern wird nach allgemein festge- 
legten Kriterien von der U ruppe selbst durch- 
geführt . 



Der Arbeitsablauf in der Gruppe würde sich fol- 
gendermaßen darstellen: 

Klienten, die zum ersten Mal das Amt aufsuchen, 
gehen zu einem Sozialarbeiter, der den G ru pp en _ 
bezirk mitbearbeitet , in dem der Klient wohnt. 
Der Sozialarbeiter stellt in einem ersten kurzen 
Gespräch fest, ob es sich um einen allgemeinen 
Fall handelt oder um einen Sonderfall, den er 
an einen Kollegen, der sich dahingehend weiter- 
gebildet hat, abgeben kann. 

Im ersten Fall nimmt er selbst die Aufnahme vor, 
gibt Auskünfte und erstellt, falls es sich nicht 
um eine einmalige Beratung handelt, eine vor- 
läufige Diagnose zur Vorlage für die Gruppenfall 
konferenz. Diese entscheidet über die (vorerst) 
entgültige Liagnose und erstellt den Benandlunge 
plan, dessen Durchführung von einem Sozia j.arbei- 
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ter übernommen wird. Be_^ neuen Informationen oder 
Schwierigkeiten bei der -Behandlung wird der hall 
erneut in der Gruppenfallkonf erenz besprochen. 



handenen Gruppen una aer weiterhin auf ihre Ent- 
scheidungs- und knweisungsbefugnissen pochender 
Spitze geben. In dieser buannung wird sich ~ i 



Sowohl aus organisationssoziologischen als auch* 
aus sozialpädagogischen Erwägungen heraus halte 
ich es nicht für günstig, die ^ruppe nach weite- 
ren Spezialtätigkeiten, etwa Aufnanme, Intensiv- 
betreuung und Beobachtung, zu differenzieren. 

Ich will dies kurz begründen: 

Organisationssoziologische Untersuchungen haben 
ergeben, daß in differenzierten Kleingruppen oft 
eine, möglicherweise mehrere, Untergruppen auf- 

grund ihre r Spez ialtätigkeit in "eine Pri vile g-' 

nrf e Tö s TtTioh-gerät e n , die" zur Dominier ung der 
änderen Teil grupp e n “'führt und damit den Zusammen- 
halt der Gesamtgruppe stark gefährdest. Dazu kommt 
im fall demokratisch strukturierter Gruppen die 
Diskrepanz zwischen geforderter Gleichberechti- 
gung einerseits und erzeugter Privilegierung an- 
dererseits. 

Der zweite Einwand, der sich auf sozialpädago- 
gische Gründe bezieht, ist folgender: 

Die Aufsplitterung eines Palles in von unter- 
schiedlichen Personen und von unterschiedlichen 
Eeurteilungsgrund lagen aus durchgeführten Ar- 
beitsschritten, scheint mir- mit EinschränkungB 
zv/ar im medizinischen Bereich gerechtfertigt, 
nicht aber im sozialen und psychischen Bereich, 
v.^^ie über Kommunikation aufgebaute zwischen- 
n^pchliche Beziehung (Sozialarbeiter-Klient) 
hi^r ganzheitlich zur Lösung des Palls beitragen 
kann . 



Jeder Vergleich mit medizinischen Methoden 
geht von einer biologisch-naturwissenschaft- 
lichen Betrachtungsweise aus, die der Sozial- 
arbeit in keiner Weise zukommt. 

Nicht zuletzt seien hier Bedenken angemeldet, 
die sich auf die zusätzliche Verunsicherung 
und Einschüchterung des Klienten beziehen, 
wenn er immer wieder neuen Vertretern der für 
ihn anonymen Staatsgewalt gegenübersteht. 
Durch diese zunehmende Orientierungslosigkeit 
wird er noch viel weniger als bisner in der 
Lage sein, die ihm zustenenden rechte in An- 
spruch zu nehmen. 



sen, ob der Spitze die -uemokratisierung ein 
ernstes Anliegen ist. Entscheidungen der Basi . 
die dort mit Sachverstand und ge sellschaf tspo 
tischer Verantwortung unter Berücksichtigung der 
berechtigten Interessen der Klienten und unter 
Einhaltung der rechtlichen Grundlagen gefällt 
wurden, müssen von der Spitze akzeptiert werden. 
Die Kontrolle der Vorgesetzten dürfte sich nur 
noch auf die Einhaltung der formalen Bedingungen 
be ziehen . 



Zum Abschluß meiner Ausführungen möchte ich die 
Kernprobleme des Vernältnisses von sozialer Ar- 
beit und Institution, die ich aufzuzählen v rsuchl 
habe, in einigen zentralen Thesen zusammenfassen . 



1 . Die offiziellen Informationskanäle in der hier 
arcnischen Verwaltung verlaufen lediglic x ver- 
tikal und verhindern dadurch das koopere ive 
Zusammenwirken der verschiedenen, an der Losung 
eines Palls beteiligten Verwaltungsmitgl ,eder . 

2. Der Informationsfluß von der Spitze zur ^asis 
der hierarchischen Verwaltung unterliegt einer 
so starken Pilterung und Selektion, daß eine 
informationeile Abhängigkeit der Basis v' n der 
Spitze entsteht, die letztlich eine voll änd:~ 
ge fachliche und fachpoiitische Unmündigkeit 
zur Polge hat . 




Die Kontrollmechanismen der Verwaltung bewirken 
eine immer, s lärkex-eL..het Q nung-üüX- f ormalen u-, i 
V ernacFlässigung der inhaltlich en A spekt e der 
Sozialarbeit und führen so zur Verselbständi- 
gung der Verwaltung. 



4. Der Beamten auferlegte Pflichtenkatalog verhin- 
dert Spontanität beim Einzelnen und beschränkt 
die Diskussion fortschrittlicher Methoden und 
Inhalte der Sozialarbeit. 



5. Verantwortungsbewußte Sozialarbeit muß auf die 
Analvse der Ursachen (und nicht nur der Symp- 
tome) gesellschaftlich produzierten Leidens aut 
gerichtet sein 



Der Zusammenschluß einzelner Sozialarbeiter zu 
Gruppen kann nur sinnvoll ^ein, wenn dies auf 
freiwilliger Basis geschieht. Jede ^wangsgrup- 
pierung wird die Kohäsion der Gruppe herabset- 
zen und die Arbeitsbedingungen im Laufe der 
Zeit derart verschlechtern, daß die ^ruppe nur 
noch als formaler Ballast wirkt und die eigent- 
ldA.e inhaltlich bestimmte Arbeit wieder voll- 
kommen privatist isch durchgeführt wird. Darüber- 
hinaus widerspricht die Zwangsgruppierung jeg- 
lichen demokratischen Vorstellungen von koopera- 
tiver Arbeit. Nur die wenig gerechtfertigte Amts- 
autorität des Vorgesetzten und seine Sanktions- 
möglichkeiten gewährleisten in der hierarchischen 
Verwaltung den Zusammenhalt konkurrierender Mit- 
glieder in der Zwangsgruppe. 

Eine schwierige und bisher unbeantwortete s'rage 
ist die nach der Verbindlichkeit der Beschlüsse 
der ^ruppenfallkonf erenz für die °ruppenmitglie- 
der einerseits und die Verwaltung andererseits. 
Sicher kann es nicht so sein, daß die alten Vor- 
gesetzten die Entscheidungen der Gremien nach 
eigenem Er me s s e n a.Lifiiiib.aaIlade_f a Dan de rn können" , 
w e nn ni cHT von vornherein d asgan z~e MoaeiUT riur — 

a ls demokräTi^clie~~B~pielwiUs~e be traci Jj£iLm&£Jid-^ — - 

höii. Eine brauchbare Lölfuhg scheint mir dann 
zu liegen, daß bei Streitfragen, die von grund- 
sätzlicher Bedeutung sind, die überstimmte Min- 
derheit das Hecht haben soll, das nächst über- 
greifende Gremium (z.B. bei B esc hlüssen der 
Gruppenkonferenz wäre das die Amtskonferenz) zur 
Klärung anzurufen. Bei der Einführung neuer Mo- 
delle in der Verwaltung wird es zu I bergangs- 
schwierigkeiten kommen; diese betreffen nicht so 
sehr aie Sozialarbeiter, sondern vielmehr die 
Bürokratie selbst, denn die Innaber hierarchischer 
Positionen müssen Privilegien abgeben, die sie bis- 
her innehatten. Da die Hierarchie nicht bereit 
’oein wird /ernürutig wJre- gieion die 

gesamte Verwaltung zu demokratisieren, wird es 
starke Spannungen zwischen den an der Basis vor- 



6. Eine demokratisch strukturierte Verwaltung- be- 
sonders im Bereich des Sozialwesens- erforderi 
Mitglieder, die bereit sinu, nicht nur sozial- 
pädagogisch, sondern auch gesellschaftspolitisch 
verantwortlich zu handeln. 

7. Die Voraussetzung für den Bestand der kleinste 
organisatorischen Einheit einer demokratischen 
Verwaltung, der U ruppe, ist einmal der freiwil- 
lige Zusammenschluß und zum anderen die Gleich- 
berechtigung aller Mitglieder. 

8. Die Kontrolle der Arbeitsleistung des Einzelnen 

obliegt der Jruppe und die der Örupue dem über- - 

* 

greifenden gewählten Gremium, der Amtskonf ererbt 

B • üie Untergliederung der Gruppe in Teilgruppen 
mit ausschließlich spezifischen Punktionen 
fördert einerseits den (in einer demokratisch* 

Verwaltung unerwünschten) Hierarchisierun^sn^O 

zeß unu oewirkt andererseits eine Punktionali- 
sierung und Verunsicherung der Klienten. 

10. Die Einrichtung von nach demokratischen Hegel** 
verfahrenden Gruppen und ^remien kann nur sird 
voll sein, wenn gesichert isc, idw c^e auf Päd* 
verstand und politischem Verantwortungpbewußt- 
sein basierenden Ent Scheidungen dieser Gruppen 
von der Verwaltung akzeptiert werden und gewäh* 
leistet ist, daß der Prozeß der Demokrat isieruif 
in der gesamten Verwaltung vorangetrieben wird 

Die Modellversuche dürfen nicht nur unter dem Ge- 
sichtspunkt der Effizienzsteigerung der Sozialar- 
beit gesehen werden, sondern müssen als dieneft 
das Bewußtsein der Sozialarbeiter für ihre sozial 
l pädagogische u*!ci gesellschaftspolitische Verant- 
wortung dem Klienten gegenüber steigern. 



Vom Kedaktionskoli ekt iv gerßrti 



ZUR MODELLFRAGE 



PROTOKOLL EINER DISKUSSION 

Am 28.11,70 fand im Hathaus Kheinickendorf eine 
Diskussion statt zwischen Sozialarbeitern des 
Bezirks Reinickendorf und Vertretern der AKS- 
Arbei tsgruppe "Funktion und Ideologie der 
Sozialarbeit" . 

Diskussionsgrundlage war der in der SPK Nr. 12/1 3 
erschienene Artikel: "Wem nützt die Modellbewe- 
gung? " 

Protokoll : 

2u beginn der Sitzung stellte die Gruppe"F. u. I” 
ihr Interesse an der Diskussion dar, das sich 
etwa in folgenden Fragestellungen umreißen 
läßt: 

1. Inwieweit stimmen die im Artikel dargestell- 
ten Zusammenhänge mit den Erfahrungen der in 
der Praxis stehenden Sozialarbeiter überein? 

2. Warum und mit welchen Zielvorstellungen werden 
Modelle praktiziert und was erwarten die 
Sozialarbeiter in bezug auf ihre Situation? 

3* Welche Verbesserungen der Situation des Klien- 
ten könnten sich aus der Praktizierung der 
Modelle ergeben? (Diese Frage ist insbesondere 
im Hinblick auf die Einführung der Teamarbeit 
gemeint.) 

Die Unruhe der Sozialarbeiter ging der Modellbe- 
wegung voraus. Angesprc y en wurde hier der Zu- 
sammenhang mit der Studentenbewegung und den 
Aktivitäten des AKS’Die Sozialarbeiter in den 
Ämtern hatten iedoch nicht die Möglichkeit 
etwas zu tun. ("Wir waren unzufrieden und un- 
glücklich und haben etwas ersehnt") 



Es folgte eine kurze Darstellung der Tagung, in 
deren Verlauf die Modellvorschläge von Kosmale 
eingebracht wurden. 

Kritisiert wurde, daß die Modelle den Sozialar- 
beitern "Ubergestülpt" wurden. Das , so wurde be- 
merkt, hat statt Entlastung z.T. Unzufrieden- 
heit und Resignation hervorgerufen. 



Zugest.mmt wurde allgemein der im Modellartikel 
vertretenen These, daß die Modelle einen Herrschaft 
stabilisierenden Effekt haben und eher der An- 
passung statt der Emanzipation des Klienten 
dienen. 



Hier wurde die Frage gestellt, ob wir der Meinung 
seien, daß Kosmale «lr, Initiator der Modellbewe- 
gung bewußt Herrschaft ausüben wolle, oder ob 
dieser Effekt nicht eher unbewußt in seine Vor- 
schläge eingehe. 

Dazu unsere Antwort:Wir unterstellen Kosmale 
nicht den Zynismus »bewußt die Emanzipation von 
Klienten und Sozialarbeitern verhindern zu 
wollen. Das ändert jedoch nichts an der Tatsache, 
daß er es faktisch tut. 

Was auch immei" Vn^rr^ie sich gedacht haben mag, 
anhand einer Analyse seiner Vorschläge läßt siel 
nachweisen,daß er nicht für die Klienten, son- 
dern für die Bürokratie gedacht hat. 

Wir halten dieses nicht für bewußte Manipulation, 
sondern für das notwendig falsche Bewußtsein 
der Herrschenden überhaupt. 



Die Präge der freiwilligen oder zwangsweisen 
Zusammensetzung von Teams wurde angesprochen, 
it hier offenbar bestehenden Meinungsver- 
schiedenheiten wurden jedoch nicht zur Die- 
ussion gestellt. 




. n „ -ho-pinden sich in einem 

Die Sozialarbei t - . werden Forderunge 

Teufelskreis. Sei - d Entlastung von Verw a i 

nach mehr Planstellen una hört>D ||wal- 

tungsarbeit geteilt, ab ^Btera inuner 

geraten die Kollegen „_ 11P r 

ins Hintertreffen, da ständig neue Klienten 

nroduziert worden. 



Unsererseits wurde betont, daß wir einen Zustand 
in dem "Denken und Arbeiten zusammen nicht * 

möglich sind" ( ! ) (So Kosmale auf einer Fort- 
bildungstagung) für skandalös halten, weil hi^^ 
die vorgebliche ünabänderbarke it eines ZusV , iaea 
dazu dient, die gedankenlose Verwaltung von 
Menschen als Sachen zu rechtfertigen. 



Hier kam die Frage auf »warum nichb Sozial- 

arbeiter bereit seien, sich auf die oeite der 
Klienten zu schlagen um sowohl in deren, als auch 
in ihrem eigenen Interesse Verhältnisse zu schaffen 
in denen man bei der Arbeit | denken kann! 

Die Gründe dafür, daß dies nicht geschieh« wurden 
weitgehend in den Autoritätsproblemen des 
Einzelnen gesehen. * 

Um Strukturen in den Ämtern andern zu können, so 
die Argumenta tion, müsse man zunächst sich selbst 
verändern, d. h. bestimmte Bewußtseinsprozesse 
durchmachen um dann in der Lage zu sein, Mög- 
lichkeiten zur Mitgestaltung wahrzunehmen. 

In diesem Zusammenhang wurde die Rolle der Fort- 
oiidung diskutiert. 

Die Modellvorschläge betonen zwar die Notwendig- 
keit der Fortbildung, schaffen aber nicht die 
Voraussetzungen für deren sinnvolle Durchführung. 
(z.B. Reduzierung der Fallzahl, mehr Planstellen) 
Unter diesen Umständen muß ebenso off enbleipen ~ 
wie da3 erworbene theoretische Wissen in Praxis 
umgesetzt werden soll. gm 



Für notwendig hielten die Anwesenden die Fort- 
bildung unter allen Umständen, schon allein um 
ein einheitliches Wissensniveau herzustellen. 
(Das wegen der zeitlichen Differenz der Aus-* 
bildung der Einzelnen z.Zt. nicht gegeben ist) 
Als weiter Grund wurde genannt, daß Schwierig- 
keiten in der praktischen Arbeit z.B. aufgrund 
des M.angels an psychologischen Kenntnissen 
auf träten. 



Das Problem von Form und Inhalt einer auf die Er* 
fordernisse der Praxis zugeschnittenen Fort- 
bildung wurde angeschnitten, jedoch nicht aus r 
diskutiert . 

Unsererseits wurde für notwendig gehalten, die 
Frage nach der Funktion und dem Selbstverständ- 
nis von Sozialarbeit in die Fortbildung mit ein- 
zubeziehen. 

Angeschnitten wurde auch die Frage, ob Fortbil- 
dung wie bisher in Form von Tagungen oder 
besser anders, z.B. als Seminar oder in 
Trainingsgruppen betrieben werden sollte. 

Zu Ende der Diskussion wurde ohne Gegenstimme 
der Vorchlag akzeptiert , das Gespräch fortzu- 
setzen. Als möglicher Termin dazu wurde etwa 
mitte Januar 71 genannt. 



LESERBRIEF: 

jlit Interesse und in mancherlei Hinsicht als Bestä- 
tigung unserer eigenen Erfahrungen haben ich und 
andere Kommilitonen der EFS Detmold Ihre Ausführungen 
zum Thema " Teamarbeit” gelesen. Viele Ihrer kritischen 
Anmerkungen können wir nur unterstreichen. 

Da wir uns hier schon lange mit den Bedingungen, 
Möglichkeiten und Problemen der Teamarbeit in der 
i Jugend- und Sozialarbeit beschäftigen, möchten wir 
Isie in diesem Zusammenhang auf das Buch von 
Udo Perle(Bozent an der HFS Detmold)" Arbeiten im 
Team”, Kat zmann Verlag, Tübingen 1 969 , aufmerksam 
machen, das Sie anscheinend noch nicht kennen. 

Heben der Erörterung der allgemeinen Vorausse tzungen, 
der Le istungs vor teile und Schwierigkeiten von 
Teamarbeit in unseren Beruf sfeldern, setzt sich 
Perle besondere in der jetzt erschienenen 2.Auf— 
läge noch einmal kritisch mit Fragen der rationellen 
Planung, S . 46 ff, mit Systemzwang und Zusammenarbeit, 

S . r .6 ff »Mit Herrschaft und Eerrschaf tstechnik,S.86ff , 
sowie mit Fragen der Teamfähigkeit, S. 91 ff- 
auseinander. 

Ich teile Ihnen das mit, weil ich glaube, daß Perles 
Schrift die Notwendigkeit der Teamarbeit in unserem 
Berufsbereich-kritisch reflektiert- voranzutreiben 
vermag. Deshalb sollte m.E. in einem Bericht über 

« amarbeit in unserem Berufsbereich der Name Perle 
cht fehlen. 

Eva Lipkow 
HFS Detmold 



Anmerkung der Redaktion: 

Das Buch von Udo Perle über Teamarbeit war uns 
bekannt. Wir kennen es wegen der leichten Ver- 
ständlichkeit und Lesbarkeit insbesondere als 
Einführung in die Probleme von Zusammenarbeit 
empfehlen. 

Die Personen in leitenden Funktionen sollten 
sich die treffenden illustren Beispiele mehrere 
Male als "Gute Nacht" Lektüre vornehmen, zum 
Zwecke der Selbserkenntnis . 



STREIK 

DER HEIMERZIEHER 



Jahren arbeiten Heimerzieher, Kindergärtne- 
rinnen Sozialarbeiter, Dozenten der pädago- 
gischen Ausbildungsstätten, ÖTV -Mitglieder u.a. 
auf^eine Verbesserung der ileim-u .Erziehungssitu- 
ation hin. Eie Politik des Senats u. die Inkon- 
sequenz der Gewerkschaften lassen jedoch keine 
zufriedenstellende Lösung der Probleme zu. 

Daraus haben wir gelernt ! 

Die Situation in den Heimen u. Tagesstätten 
läßt sich nur durch die Initiative der Kollegen 
in diesen Institutionen verbessern. Die Verant- 
wortung für die uns anvertrauten Kinder u. Jugend- 
lichen erfordert die Solidarität aller pädago- 
gischen Kräfte zur Durchsetzung unserer Forde- 
rungen . 



Ausgehend von den gemeinsamen Bemühungen der Kol- 
legen im Kinderheim Lindenhof (Berlin-Zehlendorf), 
den Personalschlüssel von drei auf vier Erzieher 
pro Gruppe zu erhöhen, kam es am 20.10.70 zu ei- 
nem eintägigen Warnstreik. 

Vorausgegangen war ein über sechsmonatiger Ver- 
such, mit Schreiben u. Eingaben die zuständigen 
Verwaltungsstellen dazu zu bewegen, wenigstens 
die gröbsten Miseren im Kinderheim zu beseitigen. 
Vergeblich ! Das Bezirksamt Zehlendorf suchte 
erneut monatelang die Mißstände zu ignorieren u. 
reagierte dann, als die ersten Vorbereitungen 
für^die Arbeitsniederlegung getroffen wurden, 
alt Einschüchterungsversuchen. Daraufhin nahmen 
die Kollegen Kontakt zu den anderen Heimen u. zu 
den Gewerkschaften auf. 



Las sogenannte "Lindenhof-Probiem” erwies sich 
innerhalb kürzester Zeit als ein Berliner Gesamt- 
problem. Die ”Initia tivgruppe Zehlendorfer Heime* 
wurde gegründet. Danach erfolgten Aufrufe an al- 
le iieirne, Ausbildungsstätten, Stadträte u. an der 
Senator für Familie, Jugend u. Sport. Weiterhin 
wurden Kontakte zu den Kindertagesstätten u. zu 
anderen interessierten Gruppen u. Organisationen 
geknüpft. Gestärkt duren die Soiidaritätserklä— 
rungen der an diesem Problem interessierten Ge- 
werkschaften u. anderen Gruppen wurde schließ- 
lich die Arbeitsniederlegung beschlossen. 



Am Vortage der Arbeitsniederlegung erging e^n 

Schreiben des Bezirksamt Zehlendorf an alle Mit- 
arbeiter der bezirklichen Kinderheime worin noch 
pi nmal der Versuch unternommen wurde, dxe oxtua 
t ion mit Vertröstungen u. Zuständigkeitsfragen 
zu verschleiern. Gleichzeitig enthielt das Schrei 
ben auch die Mitteilung, daß sich die Vorsitzen- 
den der Gewerkschaften OTV u.Gai/ von den Kampf 
maßnahmen der Erzieher distanzieren, u. es wur. 
auf die arbeitsrechtlichen Konsequenzen einer *r- 















c? O n 



Am Tag der Arbeitsniederlegung (20.10.70) 3etzte 
sich der Autokorso- bestehend aus den Mitarbei- 
tern des Kinderheims ”Lindenhof” u. des Heimes 
"Frohsinn”, begleitet von der berliner Abend- 
senau u .Pressevertretern -in Lichtung S-Bahnhof 
Halensee in Bewegung. Auf der Weiterfahrt zum 
Senator für Familie , Jugend u. Sport, Am Kalsbad, 
schlossen sich ca. 70 Pkw 1 3 mit Kollegen an, 
um gemeinsam dem Senator die dringlichen, vor- 
läufigen Minimalf orderungen zu übergeben s 

1 . Sofortige Erhöhung der Personaischlüssel- 
zahl von drei auf vier Erzieher pro Gruppe 
(zwölf Kinder). 

2. Entlastung von berufsfremden Aufgaben. 

3. Höhergruppierung für alle Erzieher in Berlin 
(Mindestforderung: Bat. Vb). 

4 . Einbeziehung der Erzieherausbildung in die 
Pacnfchschulausbildung. 



Bei der Übergabe der Forderungen war, wie nicht- 
anders zu erwarten, der Senator Korber nicht an- 
wesend. Lediglich die Herren Zimmermann, Sotje 
u. Grams stellten sich der anschließenden Aus- 
einandersetzung der anwesenden ca. 400 Kollegen, 
Hier, wie auch in dem nachmittags im Haus der 
"Weißen Pose” stattfindenden Teach in, stellten 
die Senatsvertreter ihre Politik der Ignoranz a, 
Nichtachtung der berliner ileim-u. Erziehungsmise- 
re unter -beweis. 

Noch an diesem x ag stellten die empörten Heim- 
erzieher u. Kindergärtnerinnen die Forderung 
nach Gründung eines Aktionskomitees zur Durch- 
setzung der längst überfälligen Veränderungen 
in den Heimen. Etwa vierzig Kollegen aus den 
verschiedenen Einrichtungen erklärten sich zur 
Mitarbeit im Komitee bereit. Vierzehn Tage spä- 
ter realisierte sich diese Forderung der Erzie- 
her. Vertreter der verschiedensten Institutio- 
nen wählten ein aus sieben Personen bestehendes 
Vorstandskoliektiv , das”Akt ionskomitee der Hei- 
me u. Kindertagesstätten Berlin”. Ferner be- 
schloß die V ersamihlung neben vierzehntägigen 
Zusammenkünften : 

a. Die Erarbeitung einer Gegendarstellung aum 
Heimbericht des Senats, 

b. die Erstellung einer Dokumentation zum 20.10 
70 (Arbeitsniederlegung), 

c. ständig alle Kollegen über die Verhandlungen 
zu informieren, 

d. dem Senator ein Mahnschreiben zu übergeben, 
da in der Zwischenzeit dessen zugesagte Stel 
lungnahme zu den Forderungen nicht eingegan- 



gen war. 



Das Aktionskomitee hat inzwischen seine Arbeit 
auf genommen. Die Gegendarstellung zum Heimbe- ’ 
rieht wird in Kürze fertiggestellt. Eine in- 
zwischen erfolgte unqualifizierte u. an den Prc 
blemen vorbeigenende Stellungnahme des Senats 
erfordert nie Vorbereitung neuer, stärkerer 
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Kampfmaßnahmen der Erzieher. Das Aktionskomitee 
bereitet antsprechende Aktionen für die nächste 
Zukunft vor. 

Wir werden unsere berechtigten Forderungen tnit 
starker Solidarität durcnzusetzen wissen. 

KOLLEGEN in allen pädagogischen u. sozialen Be- 
reichen SOLIDARISIERT EUOil ! ! ! 



Las Vorstandskollektiv des AiiK 

Pflanz, Stender, Splett, Ratajewski, Tilche, 
Renn, Lachmund 



Lurch den Druck der Gegendarstellung u. der 
Dokumentation entstehen dem Aktionskomitee 
erhebliche Kosten. Zeigt auch hierin Eure 
praktis che Solidartät. 

Unser Konto : Berliner Discontobank, 
Zweigstelle 1 oo 

Kontonummer : 721 / 5403 

oder Postscheckonto Bin. West 
Kontonummer : 37680 



Kontaktadresse ; Bernhard Hanzal 

Berlin 45 
Moltkestr. 43 
Tel. : 769 46 74 



Auszug aus Gern Antwor Iscfci e : ben cU s Senators 
für Familie Jugend u. Sport an das Aktionskomitee 

vom 11.11.70 



Das mix am 20, Oktober anlässlich der Bemonstra- 
,'ti.on ... im Aufträge der sogenannten Initiativ- 
gruppe Berliner Heime überreichte schreiben gibt 
veranlassuhg, erneut auf die nachstehend aufge- 
'führten Verbesserungen hinzuweisen ... die seit 
1969 im Land Berlin durchgeführt wurden. 

1 . Abbau der 20f listenmassigen tTberbelegung 
in den Kindertagesstätten. 

2. Eröffnung neuer ragesstätten nur bei Vorhan- 
densein entsprechender Fachkräfte. 

3 . bis 6 . zählt uie rormen des 1 erscnalausgleich 

bei berufsbegleitendem Unterricht, Krankheit 
u. Urlaubszeiten auf, 

7. Gewährung einer Pauschalentschädigung in 
Höhe von DM 55* — ab 1 . 6.69 für Dienst 
"rund um die Uhr”. 

b. Überprüfung der Voraussetzungen für die An 
Ordnung von Nachtarbeit 

9« vorwegnahme von Kegelungen des ab 1 .April yO 
geltenden Tarifvertrages . 

Mit diesen u assnahmen ist im nahmen meines Zu- 
ständigkeitsbereichs die urenze des ivögiichen 
erreicht worden. ... Lassen nie mich in diesem 
Zusammenhang aber einmal ganz deutlich sagen, 
dass Ihre Agitation gerade gegen meine Verwaltung 
schon deshalb nicht überzeugt, weil nie die frag- 
los erreichten Verbesserungen nicht zur nenntnis 
nehmen. ... Bei allem Verständnis, dass innen- u. 
Ihren Anliegen entgegenzubringen ist, muss da- 
rauf hingewiesen werden, nass derartige üinzel- 
aktionen zur Verbesserung der sozialen Arbeit 
kaum beitragen. Entscheidungen von gesellschai ts 
politischer Bedeutung werden nur die Kräfte her- 
bei führen, verantworten u. tragen kennen, denen 
dese Aufgabe durch Verfassung u.decht zugewie- 
sen ist. Es würde mich freuen, wenn diese Ein- 
sicht auch in dem von Ihnen vertretenen Mitar- 
beiterkreis stärker geteilt werden würde u. 
künftig hegrüssenswertes persönliches Engagement 
wirkungsvoller in gesellschaftspolitisch rele- 
vanten Organisationen zur Geltung kommt. 

Hochachtungsvoll 

Im Aufträge 
gez. Grams 



Aktionskomitee aer iieime 
und Kindertagesstätten 



Berlin, 

13.12.70 



Brief an den Senator für Familie , tiugend u. Sport 
als Antwort, auf dessen Brief an das Aktions- 
komitee vom 1 1 . 1 1 .70 ; 

Sehr geehrter nerr Senator, 

Ihr an Herrn Spiett gerichtetes Schreiben vom 
11.1 .1970 ist uns zugegangen und wurde in einem 
großen Kollegenkreis diskutiert. 

Entgegen Ihrer Zusage vo*m 20 . 10.1970 wurde der 
Briei von innen nur an eine Einzelperson geschickt 
und nicht an alle Kollegen in den Berliner Seime* 1 * 
Wir fragen Sie nach den Gründen' ! 

Selbst in dieser Ausführlichkeit läßt Ihr Schrei 
ben erhebliche Zweifel an Ihrer fachlichen Ein- 
sicht in die Notwendigkeit unserer Forderungen 
aufkommen. Es geht uns in erster Linie um die uns 
anvertrauten Kinder und Jugendlichen und nicht um 
Standes- und Besoldungsfragen. Es ist uns unver- 
ständlich, warum der Senator nicht von sich aus 
aies« i rioritäten erkennt und durchgesetzt hat. 

i.rst auf massiven Druck der Kreuzberger Kinder- 
gaitnerinnen zum Beispiel wurden von der verant~ 
wor liehen Verwaltung die ersten zaghaften Ansätze 
^ Ur ^. P eranaerun £ her dringendsten idißstände in An 
füll genommen. Ihr Amtsvorgänger, der jetzig^Ä 
Senator iur Inneres, hat schon 965 die Situaü!^ 

^ e3?±ln ® r Heimen als katastrophal bezeichnet 
^ are * eit ^nug gewesen, auf die Ihnen 
Jlenstwe g zugegangenen Veränderungsvor- 
k a ^ e . eiaz ' a gehen . Außerdem ist uns kein Fall Le- 

rp?o3ov,i n v, deni . die von Ihnen als gesellschaftlich 

sernlt L be w eicnneten Organisationen zur v erbes- 
be i ffatm and Erzie üungssituation in Berr- 
beigetragen hatten. L er Hinweis auf die Regelung ' 
mit den anderen Bundesländern rechtfertigt nicht 

E^ e on?T , + We rf elte Heims ituation in Berlin. 

E . ° e Ihnen nicht unbekannt sein, daß unsere 
auf en twichene Heimkinder und • 
bildet^ enbblGbe eanen aus gesprochenpn Schwerpun* 

«Lenwür+s! f £ eine ^friedigende Lösung für die 

ftf n + J e T Heim ~ und Erziehungssituation üar- 

bestehen s elben unsere Forderungen vom 20.10.' | 97 

1 ' Sofortige Erhöhung der ? ersonalschlüssel; 

? ' f. I T 1 ®v 1 ' Ung der Erzieher von berufsfremden 
Aul gaben; 

3 ‘ ziehPr lehU H S der . *’°rt- und Ausbildung der Er- 
zieher m den rachhochschulbereich; 0 

4. hohergruppierung aller Erzieher in Berlin ^ 



CDU-AN FRAGE 
2UM JUGENDHILFETAG 

Berlin ^^0 w ird im Landespressedienst 

Berlin folgendes veröffentlicht- 

de^Lande^B ^ das Presse ~ und Infomationsamt 

des Landes Berlin, 20.10.70, Nr. 202) 



SepÄrÜÜ 6 Werner Dolata (CDU ) hat am 3< 
gedichtet: Sena 6 kleine Anfr age an den Sena 

nen Anf rag^r^U?^* der Beantwortung 

Auskünfte nv, U 1479 lri zwischen weitergehende 

am T ieuf^h d r e Tei lnahme von Dienstkraf tei 
4 ‘ deutschen Jugendhilfe tag zugegangen? 

Assistent m a Se S atbekannt > daß Dr. Reinhart Wo] 
Universi^ät m n I Z1 ° l0gischen Institut der Frei 
hilfeta" p-ineVv 1 ”’ auf dem Deutschen Juge- 

antiautoritärer sozillisJ^Lher Irziehung? 1 * 
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3. Hält der Senat seine Behauptung in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage vom 5 . Juni 1970 aufrecht, 
wonach von der Freien Universität und der Päda- 
gogischen Hochschule keine Dienstkräfte am 4. 
Deutschen Jugendhilf etag teilgenommen haben? 

4. Welche Dienst-kräf te über die in der Antwort 
auf meine Kleine ' Anfrage aufgeführten Dienstkräf- 
te hinaus haben nun tatsächlich am 4. Deutschen 
.Jugendhilfetag teilgenommen? " 



Die vom Regierenden Bürgermeister Klaus Schütz 
und vom Senator für Familie, Jugend und Sport, 
Horst Korber, Unterzeichnete Antwort des Senats 
1 aut et: 

"Zu 1: Seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
Nr. 1479 sind dem Senat keine weitergehende aus_ 
künfte über die Teilnahme von Dienstkräften am 
4. Deutschen Jugendhilfetag zugegangen. 

Bern Senat war zu diesem Zeitpunkt aus dem Ver- 
anstalt un^s programm bekannt, daß neben den ihnen 
bekanntgegebenen Dienstkräften weitere Dienst- 
kräfte an der Tagung teilgenommen hatten; diese 
hatten jedoch zu diesem Zwecke weda?r Sonderur- 
laub erhalten, noch waren Dienstreisen für sie an- 
geordnet worden, so daß sie für die Beantwor- 
tung Ihrer Kleinen Anfrage Nr. 1479 nicht heran- 
ziehen waren. Ihre Teilnahme erfcprang nicht 
mtlicher Initiative. 

Zu 2.: Die Teilnahme des Herrn Dr. Reinhart Wolff 
an der Tagung war dem Senat Gekannt. Nach dem 
Tagungsprogramm (in "Mitteilungen der Aroeits- 
gemeinschaft für Jugendpflege und Jugendfür- 
sorge N r. 59”, Bonn, Mai 1970, S. 9) wurde sein 
(Referat in der Arbeitsgruppe 3 wie folgt ange- 
geben: "Erziehung ohne Zwang? (Psychoanalytische 
Grunalagen antiautoritärer Erziehung)”. 

Zu 3*: Der Senat hält seine Antwort vom 28. AUg. 
1970 aufrecht, da in der Kleinen Anfrage Nr. 

1479 lediglich danach gefragt worden war- welche 

jjienstkräfte durch Anordnung einer Dienstreise 
oder Gewährung von Sonderurlaub am 4. Deutschen 
Jugendhill' etag teilgenommen haben. 



Zu 4.: Welche Dienstkräfte des Lara es Berlin ohr. 
Anordnung von Dienstreisen bzw. Inanspruchnahme 
von Sonderurlaub an der Tagung teilgenommen hü n, 
kann nicht umfassend festgestelit werden, weil 
von Seiten der Beschäftigungsstellen bzw. Dienst- 
herren eine Kontrolle über die Gestaltung der 
Freizeit der Dienstkx-äften nicht ausgeübt werden 
kann und auch keine Fälle bekanntgeworden sind, 
in denen ein disziplinarisches Eingreifen au 3 
Anlaß der Teilnahme am 4. Deutschen dugendhilfe- 
tag erforderlich geworden wäre. 



Man müßte den Eindruck bekommen, daß es z.B. der 
westdeutschen und Berliner Presse und auch der 
CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus wichtiger war, 
den progressiven Sozialarbeitern, die sich in 
Nürnberg aktiv zeigten, ein diskriminierendes 
Image zu verpassen. 

Der Berliner Tagesspiegel berichtete unter der 
Überschrift "Apo stürmte das Podium" über kra- 
wallartige Szenen. . Die Frankfurter Allgemeine 
machte aus der ganzen Nürnberger Tagung eine 
story, die absichtlich haarscharf an der Wat - 
heit vorbeiging. Da die Gruppe der kritische.. 
Sozialarbeiter zu groß geworden ist, um sie zu 
übersehen, so beginnt man sie zu verleumden. 

Die Kleine Anfrage des Herrn Dolata zielte d - 
rauf hip, Sozialarbeiter, die nach Nürnberg 
fuhren, abzuwerten. 

Nicht nur, daß Sozialpädagogen wegen Verweig 'ung 
von9 jonderurlaub der Besuch der Tagung erschwert 
wurde, diese Anfrage läßt erkennen, daß man es 
als kritischer Sozialarbeiter im öffentlichen 
Dienst in Zukunft noch schwerer haben wird. 

Man wollte an Dr. Wolff stellvertretend für die 
Masse der unerkannt gebliebenen kritischen So- 
zialarbeiter ein Exempel statuieren, da man 
weiß, daß man auch in Zukunft nicht auf Tagungen 
von der Größenordnung des Jugendhilf etages ver- 
zichten kann. 

Müssen es die als Beamten und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes tätigen Sozialarbeiter 
hinnehmen, daß die CDU sie am liebsten schon in 
ihrer Freizeit kontrollieren möchte? 




AUSLESE WAR RECHTSWIDRIG 



/immer wieder wird in der Öffentlichkeit der 
/ Mangel an Sozialarbeitern beklagt. Doch über 
einen Mangel an Interessenten konnte sich in 
diesem Wintersemester die Staatliche höhere 
Fachschule für i ozialarbeit in Frankfurt nicht 
beklagen. 175 hatten sich für dieses Studium 
beworben. Doch nur 60 Arbeitsplätze hatte die 
Schule zur Verfügung. 



So wurde nach einem strengen Ausleseverfahren 
Persönlichkeit und Intelligenz der Bewerber 
getestet. In Verbindung mit den Zeugnisnoten 
nach Punkten bewertet. 71 der Angemeldeten wur- 
den zugelassen, die anderen erhielten ablehnen- 
de Bescheide. 



Doch die künftigen Sozialarbeiter wandten sich 
gegen die S tudienbeschränkung, den Numerus 
clausus an dieser schule an das frankfurter 
Verwaltungsgericht. Das praktizierte Auslese- 
verfahren wurde hier von ihnen als rechtswid- 
rig in Frage gestellt. 

Das Gericht gab in allen dreizehn Fällen mit 
einem Beschluß den Anträgen auf einstweilige 
Anordnung für die Zulassung zur Schule statt. 

Allen Antragstellern sprach die Kammer dos 
Recht auf einen Stu dienplatz in der Schule 
auf üruncf~ Art . 12 des gG in Verbindung mit 



Art. 59 der Hessiscnen Verfassung zu, die aaa 
Recht auf freie Wahl von Beruf und Ausbil- 
dungsstätte garantieren. 

Außerdem aber, so stellte die Kammer fest, 
fehlten der Schule sow^ohl für die Beschrän- 
kung der Studienplätze wie auch für das Aus- 
leseverfahren die gesetzliche Ermächtigung. 
Dieser Mangel einer Rechtsnorm, heißt es im 
Urteil, könne auch nicht durch die Richtli- 
nien des hessischen Kultusministers vom 26.5. 
70 - E III 4-264 wettgemacht werden. 

uie höhere Aufnahmequote von 71 Studierenden 
gegenüber 60 Studienplätzen hatte die Schule 
damit begrünfet, daß nach der Erfahrung durch 
Abmeldungen meist die vorgesehene Anzahl ver- 
bliebe. uiese "Erfahrung 1 ' hatte das bericht 
etwas bezweifelt, da die Schule erst seit: 
zwei Semestern bestehe. Pit ihrer Rechnung 
hatte die Schule aber recht behalten: von 
den ursprün 'lieh 71 Angemeldeten waren es am 
Schluß de~ .»nmeldezeit tatsächlich nur noch 
62. jvit den 17 Antragstellern liege dann die , 
zahl nicht erheblich über iener der tatsäch- 
lich Angenommenen , reinten nun auch die Rich- 
ter. oo sei es sicher nicht unmöglich, für 
die wenigen darüber noch einige Plätze einzu- 
richten. (Aktenzeichen: verw.-Ger. Ftm. 
iI/I-g-266/70) 



Aus de’" -rankfurter Runcscbau v. 1.12. 1970 



Leserbrief 

Ich bin SAG-Mitglied und Studierender der Fach- 
hochschule für Sozialpädagokik,und wäre Euch 
dankbar, wenn ihr mir kurz etwas Mitteilen würdet 
über die Fachhochschulausbildung in Berlin. die 
Situation in Hamburg ist total beschissen. 

Ca. 600 Bewerbern, die iie Aufnahmebedingungen 
erfüllt haben, stehen 150 Studienplätze * £ur Ver- 
fügung. Da es unmöglich ist, zwischen Fachschülern, 
Fachoterschülern, Leuten mit Berufsausbildung, 
abgebrochenen Gymnasiasten, zu unterscheiden, 
wird ausgelost. Die "Verlierer"gehen 1971 wieder 
in die Lostrommei usw. Wer Pech hat, kommt dann 
1974 endlich dran. Wir haben ein Aktionskomitee 
gebildet »welches gegen den"Numerus ciausus" 
vorgehen wird. Rechtslagen allein genügen bei 
Uns nicht mehr, um dem Bürokratieapparat beizu- 
kommen. Da die Situation in allen Fachbereichen 
gleich ist, wäre es am ef f ektivsten , daß alle 
Fachhochschulen, Fachoberschulen usw. in den Streik 
gehen, bis endlich genügend Schulen gebaut werden, 
die alle Bewerber aufnehmen können. 

inz— Joachim E. /Hamburg 



»KATHOLISCHE AKADEMIE 
IN NÖTEN« 

Die Anhebung der Ausbildungsqualität ist viel- 
leicht eine Lösong, um die Sozialarbeit zu ver- 

Denn sogenannte "moderne Sozialarbiet soll 
Klient und Umwelt behandeln. Diese Methode be- 
inhaltet klar einen gesellschaftspolitischen 
Auftrag des Sozialarbeiters. 

Werden aber die zukünftigen Hochschulabsol- 
venten vielleicht nur die Spitze einer neuen 
Sozialverwaltungshierarchie? Wenn^ie AWO ihre 
Idee mit den Socialas3istenten durchsetzen kann, 
werden wir auf ähnliche Zustande treffen wie 
heute. Und wie weit auch ohne diese Möglichkeit 
das Anoas 3 ertum unter den intellektuellen So- 
zialarbeitern angeregt wird, bleibt fraglich. ___ 



Zum 1. Die Monopolstellung hatten bis vor z^wei 
Jahren eindeutig die Verbände, aenn erst 1°>8 
wurde neben drei privaten und dem PFH ein fünf- 
te staatliche Akademie eröffnet. 

Zum 2. Wenn Senator Stein der Bitte zustin t, da 
Frau Dr. Rieaen eine Fachhochschule auf Ze* - 
aus der Helene-Weber-Akademie machen kann, heißt 
dies folgendes: Kaum eine gesetzliche Auflage mu 
eingehalten werden. Die Mindestgrenze der Stu- 
dentenzahl kann unterscii ritten werden, weil die 
Dozenten nicht die neuen Auflagen erfüllen 
müßten. Das gleiche gilt für die Einsparung 
finanzieller Mittel, - denn es ist ja alles nur 
auf Zeit - und Demokratie wäre ebenfalls ein Mär 
chen. Die Qualität der Ausbildung wäre wegen 
des möglicherweise unzureichenden Lk Leb /Stoff- 
angebotes anzuzweifeln. 

Unter diesen Umständen würden viele Studenten de] 
HWA zum PFH wechseln, um dort ihr Studium auf 
einer staatlichen Fachhochschule fortzuset^en. 

Würde sich der Senat die Vorstellung der kath. 
Verhandlungspartner zueigen machen, dann wurde 
er durch die Zulassung einer FHS auf Ze : einen 
Präzedenzfall schaffen mit unübersehbaren Folger 
Er würde ein Angebot, besser eine Bitte, erfülle* 
die nicht von der betroffenen Studentenscnaf t 
gutgeheißen wird. Sie wurde ja weder informiert 
noch nach ihrer Meinung gefragt. Da die ev. Aka- 
demie FHS wird, fragt man sich, warum die Ko^A)* 
tionsge spräche zwischen kath. und ev. Aka emi^ 
vor 1 1/2 Jahren abgebrochen wurden - f ra w ■; man 
sich, ob es an der starren Haltung ehr kath, 
Würdenträger West-Berlins gelegen haben mag. 



NEUESTES ZUR HWA 

Die Dozentenschaft hat sich ohne Frau Dr. Rieden 
dem Beschluß der Vollversammlung angeschlossen, 
daß aus der Helene-Weber-Akademie keine FHS auf 
Zeit wird, und will zusammen mit der Studenten- 
schaft ohne jeden Vorbehalt in die neue FHS im 
PFH auf genommen werden. Sie erklärt sich somit 
den Zielen der Mehrheit der Studentenschaft 
solidarisch! 

Die Zukunft der ev. Akademie erscheint enneut 
ungewiß . 



Als Studenten der Helene-Weber-Akademie im Fe- 
bruar dieses Jahres ( 3PK Nr. 8) von Existenz- 
angst der Schulleitung sprachen, gab es empörten 
Widerstand gegen diese angebliche Lüge. 

Studenten wurden verhört, die Aussagen protokol- 
liert, es wurde Rausschmiß angedroht und Stipen- 
dien wegen de3 mangelnden kirchenpolitschen 
Wohlverhaltens gestrichen. 

Heute trifft diese Existenzangst zu! Erst aus dem 
Tagesspiegel und der Morgenpost konnten die Stu- 
dierenden der HWA entnehmen, daß es mit der Zu- 
kunft ihrer Akademie Schwierigkeiten gibt. An- 
geblich fehlt es der Diözese Berlin an Geld, um 
iine zukünftige Fachhochschule finanzieren zu 
können. 



Das FachhochBchulgesetz verlangt von einer 
staatlichen Einrichtung demokratische Mitbestim- 
mung durch die Studentenschaft. Bei einer zu- 
künftigen privaten Fachhochschule wäre nur die 
Qualität der Ausbildung wichtig. Wie und unter 
welchen Voraussetzungen das geschieht, bleibt 
dem Demokratieverständnis der Tragerschaf ten über- 
lassen, und das kennt man ja, 



Die Direktorin Frau Dr. Rieden meinte, bisher 
mit den Studenten ihrer Schule spielen zu können. 
Jetzt ist sie selbst zum Spielball der Inter- 
essen von verschiedenen kirchlichen und 3ena s- 
grupren geworden- Nicht einmal die Dozenten- 
Schaft wußte von Presseveröffentlichungen und 
politiscen Aktivitäten, die die Akademie betra- 
fen. Jetzt scheint jeder um seine eigene Haut 
zu kämpfen. 



Der Diözeeenrat (gewähltes (?) Gremium der Ka- 
tholiken Berlins) bekam einen Brief von *rau 
Dr. Rieden, in dem es hieß, die Monopolstellung 
der staatl. Sozialarbeiterausbildung sei auch 
künftig zu brechen. Wegen Geldmangels wolxte man 
Fachhochschule auf Zeit werden. , 



GUAM, eine stille Insel im Pazifik, 4000 Km von 
Vietnam entfernt. Von hier aus fliegen amtrik^Ä 
nische B 52-Bomber täglich Einsätze gegen Lao^^ 
Kambodscha und Vietnam. Ihre tödliche Ladung 
legt Städte und Dörfer in Schutt und Asche; 

Napalm und Phosphor verwandeln die Menschen, 
vornehmlich Frauen, Greise und Kinder, in lebende 
Flammensäulen* Tag für Tag sterben wehrlose, un- 
schuldige Menschen oder werden grauenhaft verstüm 
melt. 

Vor dem Einsatz spricht der amerikanische Pfarrer 
Banet zu den Bomberbesatzungen: \ 



M Gebe unser xierrgott, 

daß diese Gemeinde freier Männer, 

die einer freiheitsliebenden Nation dpenen, 

jenen Hoffnung und Hilfe bringt, 

deren Sehnsucht ebenfalls 

ein lieben in Freineit ist. 

Entfache, Gott, von neuem 
unseren Glauben an Dich, 

damit wir eihe gottesfürchtige Nation bleibe* 
Hilf uns, 

daß wir Mitglieder 

einer Gemeinschaft bleiben, 

in deren Welt 

jedes Individuum gleichwertig ist. 

Schütze und leite diese Männer, 
auf das sie einen sicheren Flug 
und eine glückliche Heimkehr 
haben mögen. 

Im Namen unseres Herrn, 

«*ewus Cnristus. 

Amen . ” 

(Aus i ANOPA xA/NLk , Sendung vom 37.0*70) 



Privatkrieg 
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gegen die Gesellschaft 



Fernsehreport am 15*12.70 über Jugendliche 
im Märkischen Viertel ___ 

18 Studenten der Berliner Film- und Fernseh- 
akademie wurden, wie man weiß, im Jahre 1968 
relegiert und 1969 in einem Vergleich mit hohen 
Mitteln für ihre Abschlußarbeiten abgefunden. 
Die Relegierten drehien fortan politische Fil- 
me mit aktueller Thematik. Eine Gruppe etwa 
setzt das Medium Film als Arbeitsmittel ein 
und zur Dokumentation der Stadtteilarbeit, im 
Märkischen Viertel zum Beispiel. Das Arsenal 
hat kürzlich einige dieser Filmarbeiten ge- 
zeigt . 

Das 1. Fernsehprogramm hat nun eine Dokumen- 
tation von zwei anderen Relegierten gesendet. 
Einen Film über das Märkische Viertel, über 
die katastrophale Situation der Jugendlichen 
fcort, über die Arbeit von Sozialarbeitern, 
Studenten und Dozenten von der Pädagogischen 
Hochschule mit diesen Jugendlichen und spezi- 
ell über die Vorfälle um die "Brücke 1 ’, das ein- 
zige Jugendfreizeitheim im Märkischen Vier- 
tel, für 2500 Jugendliche. Die "Brücke" wurde 
im April dieses Jahres geschlossen. 



Die Geschichte dieser Schließung, von der er- 
sten Androhung - weil die Masse der Jugendli- 
chen ihre Mußestunden dort nicht in gebühr- 
licher "Sauberkeit und Ordnung" verbringen 
konnte - bis zur endgültigen Schließung ist 
das Thema des Film 3 von Thomas Hartwig und 
Jean-Francois le Moign. über ein halbes Jahr, 
von September 1969 bis A pril 1970, waren sie 
in der^ Brücke, um 4±n Zusammenarbeit mit den 
Studenten und den Jugendlichen die Verhaltens- 
weisen der "Brücke"-Besucher und die Arbeit 
mit ihren studentischen "Beratern” filmisch zu 
Idokumentieren. Aus der halbjährigen Filmarbeit 
»destillierten sie 103 Minu en und dem ferti- 
gen Film ga ben sie den Titel"Wir wollen Blu- 
men und Märchen bauen" - nach den Ausspruch 
ieines Architekten, die 

Jeines der Architekten, die im Märkischen Vier- 
tel an den Bedürfnissen der Bewohner vorbei- 
Bplanten. Der Film selbst, das wissen seine Au- 
toren, gibt nur einen Aspekt der ganzen Misere 
wieder: die Situation der Jugendlichen. 

! Da ist beispielsweise Rudi. 20 Jahre alt, va- 
terlos mit 10 Geschwistern aufgewachsen, seit 
2 Jahren im Märkischen Viertel wohnhaft, stän- 
diger Besucher der Brücke und Schlüsselfigur 
jener Deklassierten, die dort normbestimmend 
sind . 



Weil er als Kind ein Faible für Fahrradbirnen 
hatte und sie stibitzte, geriet er erstmals, 
für zweieinhalb Jahre, in das Getriebe der 
Fürsorge . Weil der Stundenplan Musik ankündigte 
p Lehrerin aber Rechnen befahl, sang er ein 

Lied und erhielt dafür von ihr eine Ohrfeige, 
die er in gleicher Weise konterte. 



Forta n wurde ihm der Schulbesuch überhaupt un- 
tersagt. Im Gefängnis schließlich absolvierte 
er eine Dreher-Lehre. Seither führt er einen 
"Privatkrieg gegen die Gesellschaft" und heute 
möchte er "jeden kaputtraachen, jeden", der es 
besser hatte als er. Seine Geschichte, eine 
einzige Anklage gegen die bestehenden sozialen 
Verhältnisse, schleudert er den studentischen 
Beratern entgegen, als sie ihn wegen seiner 
ITeigung zum Trinken und zu Schlägereien maß- 
regeln; sein Argument : "Was wißt denn ihr, warum 
ich saufe?" 



Die gegensätzliche soziale Herkunit der Stu- 
denten und der " Brücke-"BeBUCher führte aenn 
auch zu weiteren Konflikten. Die Jugendlichen 
beurteilen die Berater tätigkei t der Studenten 
als "Bruchlandung", als "eine einzige Pleite 
oder finden die Berater ihrer akademischen 






Der Film jedoch will nicht schadenfroh die 
studentische S tad tteiiarbeit als vergeblich 
denunzieren, er will die Schwierigkeit dieser 
Arbeit, die entstandenen Konflikte und Probxe- 
me dokumentieren und die Geschichte des Schei- 
terns analysieren. Dazu liefert, er mit Inter- 
views und Aufzeichnungen der Di3kussionenen 
in der Brücke eine Fülle von Materu-al ln kaum 
gekannter Offentheit und Ehrlichkeit. Er ver- 
klärt die "drucke" nicht zum Paradies, sondern 
schildert den Versuch der Studenten, die Aggres- 
sivität der Jugendlichen zu dämpfen sowei die 
krasse Ablehnung der Studenten durch die Ju- 
gendlichen. 



Und auch die Ursachen der gefilmten Mißotände, 
die bestehenden gesellschaftlichen Verhält- 
nisse, for denen die . . . 

nisss, vor denen die Studenten sch^ie^l^c^ ka- 
pitulierten , werden nur in sublimer Anklage 

rrpnann t . 



Aus Einsicht in die Unmöglichkeit, "in der 
Freizeit Glücksinseln zu bauen", brechen die 
Studenten ihre A.rbeit ab - die "Brücke" wird 
geschlossen. Ein Schluß veil Pessimismus und 
Resignation. Rien ne va peus? Oh doch, Rudi, 
der noch im Film sein Leben als verpfuscht De- 
zeichnet, arbeitet inzwischen als Praktikant, 
um Erzieher zu werden. Und die studentische 
Arbeit wurde inzwischen mit Lehrlings- und 
Jungarbeitergruppen wieder ausgenommen; x-i 
Mittelpunkt der Arbeit steht die urganisati— 
onsfrage, da individuelle Detailverbesserun- 
gen letzlich nichts nützen. Ein Film darüber 
folgt vielleicht als Fortsetzung. 



Aus dem Tagesspiegel vom 13.12. 1970 




REZENSION 



Das "Bein im Gefängnis" zieht nicht, mehr 

— 



Das dürfen wir nicht zulassen, es verstößt 
gegen des Gesetz. 

Ich als verantwortungsbewuß uer Jugendpfleger 
stehe immer mit einem Bein im Gefängnis. 

Die strengen gesetzlichen Vorschriften las- 
sen uns '-'.ehe andere Wahl. 

I Mit diesen oder ähnlichen 3 chutzbehauptun- 
gen versuchen Jugendpflegen den Vorwurf, sie 
veranstalteten "Opas* Zeltlage r" , vor sich zu 
weisen, nier werden die - heute allerdings 
vielfacn in ^rage gestellten - gesetzlichen 
Normen zum Schutze der Jugendlichen und Kin- 
der, zun Aigenschutz benutzt. Sie bewahren der- 
Jugendleiter vor ungewohnter Anstrengung, vor 
mühsamer Beschäftigung mit unbekannten wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen und ^ o ^ der unaus- 
bleiblichen Auseinandersetzung mit Jugendli- 
chen una Kindern. 



Sind die gesetzlichen Vorschriften wi~k n ' h 
so hindernd, so zwingend und scharf, da. o v ne 
beabsi ch tigten Verstoß gegen sie ’cü ne p-ovre- 
sive Jugendarbeit möglich int? Lntc** dem rite 
"Erziehung t^ertz Gose tz " haben sich J. Anann, 
7T7 rie^e und Tü Gesell v< n ^nseeheim für Ju 
Jencisrheit in ;> -.rlin mit den süchtigsten ^e- 
s t immun ge* in de 1 " Jugendarbeit Aufsichtspfli 
und el * ^r e' Ge *.al t , strafrechtliche. Vor- 
schriften .‘ie unzu'-hc, mundet u. H. annein 
and engere r* . 
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Eines wird i n dieser Arbeit immer wieder (fest- 
lich, uie Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
hinken der gesel Lschaftliohen Entwicklung 
nach, Un d gerade in dieser, auch geschicht- 
lich tfedingten Tatsache liegt eine große Chan- 
ce für eine progressive Pädagogik. Inde^ Tate 
verletzt werden, offensichtliche Diskrepan- 
zen zwischen Srundbedür fnissen von »jugendli- 
chen und der herrschenden Rechtsnorm aufge- 
zeigt und Unsicherheiten der Jurisdiktion 
ausgenutzt werden, kann die Toleranzbreite 
der Öffentlichkeit vergrößert werden, kann 
die gesellschaftliche Entwicklung vorange- 
treiben werden. 

Die Schutzbehauptung, progressive Jugendar- 
beit sei wegen der bestehenden Vorschriften 
nicht zu verantworten , wird eindeutig wider- 
legt. Das Bein Im Gefängnis zieht nicht mehr. 
Im Gegenteil. Die Autoren zeigen, wie trotz 
der einschränkenden Bestimmungen - um die 
der Lagerleiter allerdings nicht herumkommt - 
progressive Pädagogik gemacht werden kann. 

Es kann nicht darum gehen aufzuzeigen, was 
nicht möglich ist, sondern was trotz allem 
möglich ist 



Die Broschüre ist zu beziehen beim Landes- 
jugendring Berlin 1 Berlin 30, Münchener Str. 
24. gegen Vorüberweisung von 1,50 DM auf das 
Konto Nr. 11125 4B3 bei der Bank für Gemein- 
wirtschaft Berlin. 



SPENDENKONTO 

Wir bitten, Spenden und Unkosten- 
beiträge einzuzahlen auf das 
Postscheckkonto Berlin-West 1010 65 
(Manfred Rabatsch- Sonderkonto- ) 



IMPRESSUM | 

Verantwortlich für den Inhalt: 

— — — — 

Redaktionskollektiv > 

Eve Bösser. 

Anschrift der Redaktion: 

SOZIALPÄDAGOGISCHE KORRESPONDENZ 
1000 Berlin 12 | 

Kantstraße 71 II, : 

Tel.: (0311) 317432 



Anzeige r 



Illustrierte Geschichte der deutschen Revolution 



Format 29,7 x 21 cm, 528 Seiten 
DM 20,00 

Das 1929 im Internationalen Arbei- 
ter-Verlag erschienene - von Paul 
Frölich redigierte - Werk war bis 
vor kurzem fast verschollen und 
praktisch nur Historikern und bi- 
bliophilen Liebhabern zugänglich. 
Erst in den Händen der revolutio- 
nären Gruppen, die an der Aktuali- 
sierung der praktischen und theo- 
retischen Tradition des Marxismus 
arbeiten, wird diese "Illustrier- 
te Geschichte" wieder zur Waffe 
im Befreiungskampf. Das grosse 
Werk ist für die Herausbildung 
revolutionären Geschichtsbewusst- 
seins unentbehrlich. Es informiert 
nicht nur über die damaligen revo- 
lutionären Kämpfe, an ihm kaum 
man auch die praktische Entfaltung 
der revolutionären Theorie in je- 
ner Epoche des Befreiungskampfes 
in Deutschland studieren. 
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